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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


6. 


Marienwerder, den 8. Februar 


1899. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
1 der Zentral⸗Behörden. 
) Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


einrichtungen aus ſtaatlichen oder provinziellen Fonds 
Beihülfen gewährt werden, ſind ſie gehalten, die zur 
Erhaltung des Erfolges erforderlichen Maßregeln (Nach⸗ 
düngungen ꝛc.) zu treffen. Sie können hierzu nöthigen⸗ 


verordnen auf Grund der 88 57 und 65 des Geſetzes falls von dem Vorſtande (eventuell auf Anweiſung der 
vom 1. April 1879 (Geſetz⸗ Sammlung Seite 297) Aufſichtsbehörde) durch vorher anzudrohende Ordnungs⸗ 


nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


ſtrafen bis zum Betrage von 30 Mark, welche wieder⸗ 


8 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ holt werden dürfen, angehalten werden. Haben auch 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗ dieſe keinen Erfolg, fo iſt der Vorſtand (eventuell auf 


bezirken Poln. Cekzyn, Iwitz und Oſtrowo werden zu 
einer Genoſſenſchaſt vereinigt, um den Ertrag dieſer 
Grundstücke nach Maßgabe des Meliorationsplans des 
tegierungs- und Bauraths Fahl vom 11. Februar 
98 durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 
€ Das Meliorationsgebiet ift auf der ein Zubehör 
des Meliorationsplanes bildenden Karte vom 11. Fe⸗ 
unte 1898 dargeſtellt, daſelbſt mit einer Begrenzungs⸗ 
then gelber Farbe bezeichnet und bezüglich der be⸗ 
heiligten Beſitzſtände der Genoſſenſchafis⸗Mitglieder in 
en zugehörigen Regiſtern ſpeziell nachgewieſen. 
2 Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ 
behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
a Abänderungen des Meliorationsprojektes, welche 
m Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus: 
Fellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 


Jatlichen Aufſichtsbehörde. 


Anweiſung der Auſſichtsbehörde) berechtigt, das Er— 
forderliche durch Dritte ausführen zu laſſen und die 
entſtehenden Koſten von den betreffenden Genoſſen im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens einzuziehen. 

Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander⸗ 
weiten Benutzung derartiger Grundſtücke mehr Nutzen 
hat, als von ihrer Erhaltung als Kunſtwieſe, ſo kann 
ihm eine ſolche von dem Vorſtande mit Zuſtimmung 
der Aufſichtsbehörde geſtattet werden. 

Gegen die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen 
ergehenden Entſcheidungen des Vorſtandes iſt innerhalb 
drei Wochen Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Projekte 
und vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnen⸗Entwäſſerungs Anlagen innerhalb des 
Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammenwirken 
mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu vermitteln 
und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das Bei⸗ 


1. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung |tragsverhältnig von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt ift, 


auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer durch⸗ 


or Ertheilung der Genehmigung find diejenigen führen zu laſſen. 


Genoſſen zu hören, 


5 d ü i - 
änderte Anlage bez eren Grundſtücke durch die ver 


hrt werden. 


Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, 


„Genofſenſchaſdie Genoſſenſchaft führt den Namen: unterſteht der Auſſicht des Vorſtehers. 


hat ihren Sig lung des Popowekſeees“ und 
§ 3. Die Koſten der 
haltung der gemeinſchaſtlichen 
der Zenoſſenſchaft getragen. 
den Zwecken der Melioration b 


erforderlichen Einrich 
von Wieſen, Anlage 
und Ableitungsgräben u. ik 
thümern überlaſſen. 

den im Intereſſe der 
Anordnungen des Vor 


§ 5. Die geneeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des 


Herſtellung und Unter⸗ Vorſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers in 
Anlagen werden von der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. In⸗ 
Dagegen bleiben die nach deſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des Vor⸗ 


51 1 ehufs ihrer nutzbringenden ſtandes in Tagelohn gegeben werden. 
Verwendung fur die einzelnen betheiligten Grundstücke b oder Auf 


Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 


tungen, wie Umbau und Beſamung Bauprogramm aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne aus⸗ 
und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unter: 
. w. den betreffenden Eigen⸗ lagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, 
Dieſelben ſind jedoch gehalten, überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen 
ganzen Melioration getroffenen der Arbeiten nothwendigen Maßnahmen rechtzeitig an⸗ 
ſtehers Folge zu leiſten. In⸗ zuregen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten 


ſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu den Folge⸗ und die für Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für 
Ausgegeben in Marlenwerder am 9. Februar 1899. 


Abſchlagszahlungen und für die Abnahme erforderlichen 
Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben ab⸗ 
zuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten, unterliegen der Zuſtim⸗ 
mung des Meliorationsbaubeamten. Auch im Uebrigen 
hat der Vorſtand in techniſchen Angelegenheiten während 
der Bauausführung den Rath des Meliorationsbaa⸗ 
beamten einzuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Die: 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feſt⸗ 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, 
beziehungsweiſe mit den von der Aufſichtsbehörde ge: 
nehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei 
Kontrol⸗Meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben 
unter Leitung des Meliorationsbaubeamten von ver⸗ 
eideten Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer 
Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

.Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchafts-Anlagen erwachſenden Vortheil. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags⸗Verhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen Grund 
ſtücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Verhältniß des 
ihnen aus der Melioration erwachſenden Vortheils 
werden dieſelben in drei Klaſſen getheilt, und zwar ſo, 
daß ein Hektar der dritten Klaſſe mit dem einfachen, 
ein Hektar der zweiten Klaſſe mit dem zweifachen und 
ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem dreifachen Bei⸗ 
trage heranzuziehen iſt. 

$ 7. Die Einſchätzung in dieſe drei Klaſſen er⸗ 
folgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach⸗ 
verſtändige unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungsverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge⸗ 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz 
oder theilweiſe angehört und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanmmachung wird das Genoſſeuſchaſts⸗ 
kataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen 
in der Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Abände⸗ 
rungs⸗Anträge mſſen innerhalb dieſer Friſt ſchriftlich 
bei dem Vorſteher angebracht werden. Nach Ablauf 
der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchriftlich ein⸗ 
gegangenen Abänderungs Anträge der Aufſichtsbehörde 
vorzulegen. Die Letztere, beziehungsweiſe deren Kom⸗ 
miſſar, laßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer und 
eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen Rekla⸗ 
mationen durch die von der Aufſichtsbehörde zu be⸗ 
zeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer 
und der Vertreter des Vorſtandes von dem Kommiſſar 
bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Gut⸗ 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt, andernfalls find die Verhandlungen der Auf: 
ſichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die bis 
zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung ent⸗ 
ſtandenen Koften find in jedem Falle von der Genoſſen⸗ 
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ſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung erforbentich 
fo find die weiter erwachſenden Koſten dem unter 
liegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion bed 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von det 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ce 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennflüde verhältnißmäßig zu vertheilen, 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörd 
ulaſſig. N 
e 8 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 
zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumte 
Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei 
zutreiben. 

8 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtunt 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehen 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Verückſichtigung der ihn 
aus der Anlage erwachſende Vortheile, eine Entjchäbl 
gung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe mii 
dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, da 
nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigel 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſt 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaflen, und zwa 
in der Weiſe, daß für je zwei Normal⸗Hektar beitrags 
pflichtigen Grundbeſitzes erſter Klaſſe eine Stimme ge 
rechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtand 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher B 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang z 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehe 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimm! 
ſind an keine Friſt gebunden. 

§ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand befteht auf 

a. einem Vorſteher, 

b. ſechs Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmitgliedel 
von denen mindeſtens je ein Mitglied in d 
Gemeinden Iwitz, Poln. Cekzyn und Oſtrom 
wohnhaft ſein muß. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenam 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumm 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von 
General⸗Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher DI 

den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertret 


1 


Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell-“ . die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
vertretern werden von der General⸗Verſammlung auf Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
„Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 


Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz der Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges Er⸗ nicht erforderlich; 

kenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands. (. die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten $ 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen find 
gaben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenig⸗ 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. ſtens ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der 


‚SM Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ Bauausführung jährlich zweimal im Frühjahr und im 
meindewahlen. i Herbſte ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch den 
4 8. 13. Die Gewählten werden von der Auf, Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der 
. Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und Schautermin ift rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vor: 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde her, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtändigen Me⸗ 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. liorationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, 
d oll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, an den Schauen theizunehmen. Die von ihnen ge 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo machten Vorſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß 
dient dazu ein Zeugniß der Aufiichtsbehörbe. der Schau iſt in einem Protokolle, für deſſen Auf: 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz bewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. 


des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die j 5 au A 
Repräſentanten und deſſen Su d 15 Die Auſſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichen 


Stinimengleichheit entſcheidet. Falls die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung 
Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe it es er der im Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig be⸗ 
ſorderlſch, daß die Repräſentanten unter Angabe der ſchloſſenen Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangs⸗ 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mir wege auf Koften der Genoſſenſchaft zur Ausführung 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der zu bringen. Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen 
Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen Anordnungen der Aufſichtsbehörde entſcheidet der Re⸗ 
verhindert iſt bat dies unverzüglich dem Vorſteher gierungs Fräſtdent endgültig. 1 
anzuzeigen, Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter § 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
zu laden. See, und def 1 80 dem ie 0 fande feſt 
§ 14. Soweit nicht in dies : f gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
Verwaltungabefugniſſe 1555 Lale n e geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
ei vorbehalten find, hat der Vorſteher die führen an i wegen mangelhafter Dienft- 
jelbſtſtändige : 5 06 
denen der ne Verwaltung aller Angelegen § 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Insbeſonder liegt ihn ob: Genoſſen unterliegen: * 
die Ausführung der gemeinſchaſtlichen Anlagen 1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver⸗ Stellvertreter; f 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; 2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 


A. 


b. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über % e en aan 
e anni die Heuwerbung und die u der Si ai: Stell 
wung auf den Wieſen mit Zuſtimmung des E = 
9 7 m — 12 . 8. 
Vorſtandes die nöthigen Anordnungen zu treffen = 8 18 been en des Vorſtandes 
und die etwa erforderlichen Ausführungs⸗ 5 g . 


vorſchriften zu erlaſſen; erforderliche General⸗Verſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
e. Were Worflande Tegefekten Beiträge aus- behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimuliſte 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; Genoſſenſchaftsgebietes aufzuitellen hat. 
d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des Geſetzes 


..... 


—— 


vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Auſſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommifſar den Vorſitz. 

$ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten betreffen, 
von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, ſoweit 
nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach geſetz⸗ 
licher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſcheidung 
berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen: 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
2 Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden 
muß. Die Koſten des Verfahrens ſind dem unter: 
liegenden Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ | 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 8 | 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

0. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Ge⸗ 
noſſenſchaft zur Senkung des Popowekſeees“ zu er⸗ 
laſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. ! 
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Die für die Oeffentlichkeit beſtinnnten Bekannt: 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt zu Tuchel aufgenommen. 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höcheigenhändigen Unter⸗ 
ſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben, Berlin im Schloß, den 9. Januar 1899. 

(L. S.) gez. Wilhelm R. 
ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 
Statut 
für die Genoſſenſchaft zur Senkung 
des Popowekſeees im Kreiſe Tuchel. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze, 


Bekanntmachung. 

Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts: 
und Medizinal Angelegenheiten hat ſich durch Erlaß 
vom 30. Dezember v. Js. (G. II 7698) damit ein: 
verſtanden erklärt, daß hinſichtlich der Nichtfrankirung 
von Poſtſendungen für die katholiſchen Kirchenvorſtände 
der Diöceſe Ermland folgende Beſtimmungen in An⸗ 
wendung kommen: 

Frei von der Frankirung ſind Poſtſendungen 
an die Staatsbehörden in Angelegenheiten des 
fiskaliſchen Patronats und Poſtſendungen an die 
Staatsbehörden, welche ausſchließlich im Staats⸗ 
intereſſe liegen oder aus der ſtaatlichen Ober⸗ 

aufſicht hervorgehen, insbeſondere die Einſen⸗ 
dungen der Krichengemeinde⸗Etats und Rechnungen 
an die ſtaatlichen Aufſichtsbehörden, Berichte der 

Kirchenvorſtände an die Regierungs-Präſidenten 

über Erſatzwahlen und Veränderungen in den 

Kirchengemeindeorganen, Berichte der Kirchen⸗ 

vorſtände wegen Einholung der im § 50 des 

Geſetzes vom 20. Juni 1875 über die Ver⸗ 

mögens⸗Verwaltung in den katholiſchen Kirchen⸗ 

gemeinden vorgeſchriebenen Genehmigung der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörden. 
Danzig, den 24. Januar 1899. 
Der Ober⸗Präſident. 
Staatsminiſter, 
gez. von Goßler. 
O. P. 644. 
Bekanntmachung. 

Die durch Erlaß vom 11. Januar 1893 erfolgte 
Crnennung des Gutsbeſitzers und Gutsvorſtehers 
Sowinski zu Choyno zum Standesbeamten für 
den Bezirk Malken, Kreiſes Strasburg Wpr., wird 
hierdurch widerrufen. 

Danzig, den 31. Januar 1899. 
Der Ober⸗Präſident. 


2) 


3 


— 
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4) 


2 Grund der Ausweiſung 
2 und Augabe des Staates, 
8 Stand nach welchem der Aus. 
85 Namen gewieſene ſich gewendet hat. 


Wittkowski Ma⸗ Wittwe : b 2 ählipf Ve Unerlaubte Rückkehr 
und deren | rianna | - 1. de Inad) Preußen. Oeſter⸗ 
Kinder Wladis⸗ | 

laus und 

Johann im 
bez hi u 9 
bezw. 3 Ja ren ! 

Dobro Blaſius ] Arbeiter 2 . Iſt durch Erkennt⸗ 


tober 1897 und des Land⸗ 
gerichts zu Thorn vom 
29. Oktober 1897 wegen 


Wla⸗ Heizer 7 73 blond . . Sit durch Erkennt⸗ 


dimir 


4 Nob Rußland. f 
obotnik Jakob ] Diener | 22 165 desgl.] grau: | desgl. desgl Hat ſich läſtig ge⸗ 
5 blau macht. Rußland. 


Czapska Ma: | Dienſt⸗ 29 150 roth J blau | desgl. desgl.“ Unerlaubte Rückkehr 
q l rianna ] mädchen ach Preußen. Rußland. 

Lipinsky Johann] Knecht 24 1704 dunkel] desgl.] desgl. I desgl. Hat ſich läſtig ge⸗ 

blond macht. Rußland. 
Vorſtehendes Verzeichniß bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
5 Marienwerder, den 31. Januar 1899. Der Regierungs⸗Präſident. 

) „n achbem von ben, dem Maler: und Lackirergewerbe Kaiſer und des Münſters in Aachen zwei Gelblotterien 
=, n Handwerkern in Graudenz der Antrag zu veranſtalten und die Looſe in der ganzen Monarchie 
auf Errichtung einer den Kreis Graudenz umfaſſenden zu vertreiben. 

e genannten Gewerbe geſtellt Marienwerder, den 29. Januar 1899. 

Erſten Bürgermeiſter Kühnaſt Der Regierungs⸗Präſident. 
uli 100 a des Geſetzes vom 26. 7) Nachdem von den: 8 
Sin 1897 zum Kommiſſar für die Ermittelung der 1. dem Schneider⸗ und Kürſchner⸗Gewerbe, 

ehrheit der betheiligten Handwerker ernannt. 2. dem Schuhmacher⸗ und Sattler⸗Gewerbe 

Marienwerder, den 28. Januar 1899. angehörigen Handwerkern in der Stadt Krojanke, Kreis 
= amp Flatow, der Antrag auf Errichtung von je einer, bie 
) Des Königs Majeftät haben mittelſt Alerhöchiter | Stadt Krojanke und deren Umgegend bis zu 15 Kilo⸗ 
Ordre vom 23. November v. Js. der Stadt Aachen meter Entfernung umfaſſenden Zwangsinnung für die 
und dem Karlaverein zur Reſtauration des Aachen er zu 1 und 2 genannten Gewerbe geſtellt worden iſt, 
Munſters die Erlaubniß zu ertheilen geruht, für die habe ich den Königlichen Landrath Freiherrn von 
Wiederherſtellung des Krönungshauſes der Deutſchen Maſſenbach zu Flatow gemäß § 100 a des Geſetzes 
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vom 26. Juli 1897 zum Kommiſſar für die Ermitte- holung eines Gutachtens des Kreistages des Kreiſes 
lung der Mehrheit der betheiligten Handwerker ernannt. Graudenz und im Einverſtändniſſe mit den Betheiligten 


Marienwerder, den 31. Januar 1899. zur Verbeſſerung unzweckmäßiger Grenzen die Fläche 
Der Regierungs⸗Präſident. der Gemarkung Graudenz Kartenblatt 7 Nr. 88/58 
8 Bekanmmachung. von 45,83 ar Größe und die Fläche der Gemarkung 


Es wird hiermit angeordnet, daß für das Tiſchler⸗, Rondſen Kartenblatt 2 Nr. 22/10 von 48,39 ar Größe 
Stellmacher⸗ und Böttcherhandwerk eine Zwangsinnung von ihren bisherigen Gemarkungen abgetrennt und 
mit dem Sitze in Stuhm und mit der Bezeichnung erſtere mit dem Gutsbezirke Rondſon, letztere mit der 
„Tiſchler⸗, Stellmacher⸗ und Böttcher⸗Innung in Stuhm“ Stadtgemeinde Graudenz vereinigt. 
errichtet wird, welche als ihren Bezirk umfaſſen ſoll Marienwerder, den 26. Januar 1899. 
die Keel Stuhm und die nachfolgenden Amtsbezirke Der Bezirks⸗Ausſchuß. 
des Kreiſes Stuhm: Braunswalde, Teſchensdorf, Roſen⸗ 
kranz, Schardau, Rehhof, Lutſenwalde, Straszewo, Am 10. e die alt der Bahnſtrecke 
Watkowitz, Czerpienten, Kolloſomp, Kraſtuden, Altmark, Stolp⸗ Danzig zwiſchen Rheda und Kielau belegene 


e nd e Damerau, Barlewitz, Vor⸗ Halteſtelle Rahmel, welche gegenwärtig nur dem Per⸗ 


f 1 ; ſonenverkehr dient, auch für den Stückgut⸗-Wagenladungs⸗ 
0 te Anordnung tritt mit dem 1. April d. Is. und Viehverkehr eröffnet werden. 


4 - Die Annahme und Auslieferung von Fahrzeugen 
ee alben. und Leichen ſowie Sprengſtoffen iſt ausgeſchloſſen. 

9) en = hun ö Mit dem gleichen Tage wird die Halteſtelle Rahmel 
8. in den Gruppentarif I (Eiſenbahn-Direktionsbezirke 


Es wird hiermit angeordnet, daß für das Schmiede-, ; Köni 2 p 
Schloſſer⸗ und Klempnerhandwerk eine Zwangsinnung ee e d nde d 


mit dem Sitze in Stuhm und mit der Bezeichnung n N f | a 

„Schmiede-, Schloſſer⸗ und Klempner⸗Innung in Stuhm“ . e ſowie den Staats 
errichtet wird, welche die nachſtehend benannten Ort⸗ ahn 1 15 0 % ana b 
ſchaften im Kreiſe Stuhm umfaßt: Stuhm, Vorſchloß e < in u 5 om arifnach nen De 0 
Stuhm, Conradswalde, Braunswalde, Willenberg, der Frach BEN 100 W ee a mit 
Teſſensdorf, Wengern, Gr. Usznitz, Kl. Usznitz, Roſen⸗ nen 30 He 0 1 5 an N 10 f mit 
kranz, Weißenberg, Bönhof, Schulzenweide, Rudner⸗ an ſſic ie niebrig 19 zu 21 Face, K 
weide, Dorf Schweinegrube, Krug Schweinegrube, 5 ſich die niedrigſten Geſammtentfernungen er: 
Zwanzigerweide, Kl. Schardau, Gr. Schardau, Adl. 8 : 

Schardau, Montauerweide, Rehhof, Louiſenwalde, Stras⸗ void, a 5 en Ss ki 

zewo, Honigfelde, Montken, Pulkowitz, Königl. Neudorf, nigliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Stuhmsdorf, Hinterſee, Barlewitz, Peſtlin, Michorowo, 18) Genehmigungsnachtrag 

Paleſchken, Gr. Watkowitz, Kl. Watkowitz, Portſchweiten, zu der Genehmigungsurkunde für die Kleinbahn 
Wilczewo, Kl. Baumgarth, Nikolaiken, Kiesling, Grün⸗Deutſch Krone — Klausdorf —Keßburg —Eckartsberge — 
hagen, Dt. Damerau, Loſendorf, Laaſe, Mahlau, Ludwigshorſt — Damlang — Dramburger Kreisgrenze 


Birkenfelde, Laabe, Georgensdorf, Kalwe, Peterswalde, vom 5. Juli 1898. 
Gurken, Klezewo, Mlezewo, Kontken, Cyguß, Hohen⸗ — 
dorf, Hospitalsdorf, Gr. Ramſen, Kl. Ramſen, Sad⸗ Im Einvernehmen mit der Königlichen Eiſenbahn⸗ 


luken, Mirahnen, Pr. Damerau, Kolloſomp, Czerpienten, Direktion zu Bromberg werden auf Grund bes § 9 
Kraſtuden, Mienthen, Neumark, Altmark, Vorwerk Alt⸗ des Geſetzes über Kleinbahnen und Privatanſchluß⸗ 
mark, Neunhuben, Troop, Iggeln, Schroop, Grünfelde. bahnen vom 28. Juli 1892 der Kleinbahn im Intereſſe 

Dieſe Anordnung tritt mit dem 1. April d. Is. der Landesvertheidigung folgende Verpflichtungen auf 


in Kraft. 6 erlegt: 
Marienwerder, den 1. Februar 1899. 1. Die Kleinbahn iſt nach Maßgabe ihrer Leiſtungs⸗ 
Der Regierungs⸗Präſident. fähigkeit im Frieden und im Kriege verpflichtet, 
10) Des Königs Majeſtät haben durch Allerhöchſten Militairtransporte aller Art — während des 
Erlaß vom 9. Januar d. Is. zu genehmigen geruht, Kriegsverhältniſſes auch Privatgut für die Mi⸗ 
daß die Landgemeinde Fiſcherei Neuenburg im Kreiſe litairverwaltung — zu befördern. 
Schwetz mit der Stadt Neuenburg in demſelben Kreiſe 2. Werden Abweichungen von den für die Annahme, 
vereinigt werde. Abfertigung, Ver⸗ und Entladung ſowie für dis 
Marienwerder, den 2. Februar 1899. Beförderung geltenden Einrichtungen und Be 
Der Regierungs⸗Praſident. ſtimmungen des öffentlichen Verkehrs im Inte 
1) Beſchluß. reſſe der Ausführung von Militairtransporten 


Auf Grund des § 2 Nr. 4 und 6 der Land» erforderlich, jo unterliegen dieſelben im Einzel: 
gemeindeordnung vom 3. Juli 1891 werden nach Ein- falle der Vereinbarung zwiſchen der abſendenden 


. 


„Die Milftairverwaltung iſt im Mobilmachungs⸗ 


Jeder Militairtransport 
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Militairbehorde und Bahnverwaltung. Die für 
die Betriebsſicherheit getroffenen allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen dürfen hierdurch nicht berührt werden. 
Laſſen ſich im Mobilmachungs⸗ und Kriegsfalle 
die Militärtransporte nicht mit den Zügen des 
offentlichen Verkehrs bewältigen, ſo iſt die Mi⸗ 
litairverwaltung berechtigt, in den Fahrplan des 
offentlichen Verkehrs Militair⸗, Bedarfs: und 
Sonderzüge einzuſchalten, auch zeitweiſe die Be⸗ 
ſchränkung, Vereinfachung und vollſtändige Aus⸗ 
ſetzung der Zuge des öffentlichen Verkehrs anzu⸗ 
ordnen und einen beſonderen Militairfahrplan 
einzuſühren. | 
Die Kleinbahnverwaltung ift im Mobilmachungs⸗ 
und Kriegsfalle verpflichtet, ihr Perſonal und 

r zur Herſtellung und zum Betriebe von Klein: 
ahnen dienliches Material herzugeben. Die 
demnächſtige Entſchädigung regelt ſich ſinngemäß 
nach den entſprechenden Beſtimmungen der Mi⸗ 
litair⸗Eiſenbahn⸗Ordnung, Theil II D. und des 
l ſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 
1873 (R. G. Bl. S. 137) unter Berückſichtigung 
des geringeren Kapitalwerthes nach Maßgabe ſach⸗ 
verſtändiger Schätzung. 


und Kriegsfalle berechtigt, den Betrieb der Klein⸗ 
bahn, ſobald der Kriegsſchauplatz in deren Nähe 
verlegt wird, ſelbſt zu übernehmen. Das bei 
der Uebernahme und Betriebsführung ſowie bei 
der Rückgabe maßgebende Verfahren richtet ſich 
er; der Suftruction, betreffend Kriegsbetrieb und 
ilitairbetrieb der Eiſenbahnen (Militair Eiſen⸗ 
Ordnung, Theil II E.) 
ei Anfordern der Eiſenbahn Aufſichtsbehörde 
— die Kleinbahn zwecks Ermittelung ihrer 
m gantiſchen Leiſtungsfähigkeit im Frieden und 
Bet riege über ihre Anlagen, Einrichtungen und 
etriebömittel Auskunft zu geben. 
1 Militairverwaltung iſt außerdem berechtigt, 
fonfti end alſtändigung dieſer Auskunft ſowie zu 
Erla milltatriſchen Zwecken auch unmittelbar 
ern e denne f dad e ou 
5 unten iſt dabei j i 8 
werthe Unterſtützung zu ae — 
d 1 wird mit einem von 
Rachen Dienſtſtelle ausgefertigten Ausweis 


En e gelten: 
Berechtigungsſcheine nach dem i 
beigefügten Muſter 1. (Anl. 1,5 N Altem 


b. Einberufungs⸗ Ent 
laub gs⸗, laſſungspapiere, 


behörden für die bei 
leu denen ken 
airperſonen ausgefertigt ſind) „ 

c. Frachtbriefe. N 


ſowie Ur⸗ d 
Cetztere auch, wenn fie von Zivil⸗ vom 


ihnen zur Probedienſt zur einmaligen Hin⸗ und . 
oder beurlaubten Mi. Sätzen des Militairtarifs in 
D 


Die Telegraphen 


im Frieden gegen ſofortige Baarbezahlung, im 
Kriege auch unter Stundung der Fahrgelder. 

Im Mobilmachungsfall ſind die zum Heere 
einberufenen Perſonen mit Ausnahme der im 
Offizierrang ſtehenden ohne Löſung von Fahr⸗ 
karten zu befördern. Die Transportvergütung 
wird beſonders geregelt. 

Bei Vorzeigung der oben unter a und b 
bezeichneten Ausweiſe ſind Militairfahrkarten zu 
verabfolgen, die den Transportführern für die 
Rechnungslegung zu belaſſen ſind. 

Werden von der Militairbehörde ſtatt der 
Berechtigungsſcheine Fahrtausweiſe nach anliegen⸗ 
dem Muſter 2 (Anl. 2) ausgefertigt, ſo dienen 
dieſe gleichzeitig als Fahrkarten und ſind von 
dem zuſtändigen Bahnbedienſteten hinſichtlich des 
gezahlten Fahrpreiſes auszufüllen und mit dem 
Dienſtſtempel oder mit Namensunterſchrift zu 
verſehen. 

Soll die Vergütung geſtundet werden, fo 
geſchieht die Beförderung gleichfalls auf Grund 
der Fahrtausweiſe nach Muſter 2, indeß unter 
Berückſichtigung der daſelbſt für dieſen Fall an⸗ 
gegebenen Aenderungen, oder auf Grund von 
Frachtbriefen, welche letztere mit dem Vermerke 
„Fracht iſt zu ſtunden“ verſehen werden. 

Geſtundete Fahr⸗ und Frachtgelder ſind 
bei der Intendantur des ſtellvertretenden Ge⸗ 
neralſtabes der Armee zur Liquidation zu bringen 
und bleiben zu dieſem Zwecke die Fahrtausweiſe 
(Muſter 2) bezw. Frachtbriefe in den Händen 
der Kleinbahn. 
und Fernſprecheinrichtungen 
der Kleinbahn dürfen zu dringlichen militairiſchen 
Mittheilungen benutzt werden, ſoweit die Er⸗ 
forderniſſe des Eiſenbahndienſtes dies zulaſſen. 
Im Mobilmachungs⸗ und Kriegsfalle erfolgen 
dieſe Mittheilungen koſtenfrei. 


„Die Bezeichnungen: Militairverwaltung, Militair⸗ 


behörde, Militairtransport, Truppentheil gelten 
ſinngemäß auch für die Marine und die Schutz⸗ 
truppen. 

Dieſer Genehmigungsnachtrag tritt mit 
dem 1. Januar 1899 in Kraft. = 
Köslin, den 13. Januar 1899. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


Muſter 1 (Anlage 1). 
Berechtigungsſchein 
il 


r 

(Name des Transportführers) mit Mann 

(Truppentheil) 

fahrt zu ben 
. Wagenklaſſe 

bis E 2.02 90 

Leite 


den 8 
Beſor Auf Grund derartiger Ausweiſe erfolgt die (Siegel oder Stempel). (Unterſchrift der Militairbehörde). 


deruag zu den Sätzen des Militairtarifs, 


Mufter 2 (Anlage 2). 
Gültig als Militairfahrkarte. 


Offizier 
Unteroffizier und Gemeine mit 
Pferd } 
Fahrzeug im Gewicht von kg (nur auszufüllen, ſoweit 
der Stückgutſatz zur Anwendung kommt). 
kg Gepäck | 
bes (Truppentheil) 
jahren vnn lie: „ Eil. 
(Die Zahlung iſt zu ſtunden) 

„ e eee e e ES 

(Siegel oder Stempel). Unterſchrift der Militärbehörde). 


(und haben an Fahrgeld bezahlt. 


Einheitspreis 

für Size en ler RT: 
„ Unteroffizier und Gemeine „ De . 
” Pferd F N Be . „ 
„ Desinfektion von — Wagen „ 55 7 
„ Fahrzeug (Gewicht kg „. 1 5 
„ kg Gepäck . 1000 kg „ . . „ 1 
Übfertigungsgebühr . 1 
zuſammen M... Pf. 

(Stempel.) (Unterſchrift des Bahnbedienſteten. 
Anmerkung: 1) Bei Stundung des Fahrgeldes iſt die 


() eingeklammerte, bei Baarzahlung bie | ein⸗ 
geklammerte Stelle zu ſtreichen. 

. Auf der Rückſeite find etwaige Erläuterungen 
über den Zweck des Kommandos u. ſ. w. zu 
machen, ähnlich wie es durch die Militair⸗Trans⸗ 
port⸗Ordnung vorgeſchrieben iſt. 


14) Ansnahmetarif für Eis in Wagen⸗ 
ladungen. 


Der im vorigen Jahre in der Zeit vom 1. März 
bis 31. Dezember in Geltung geweſene Ausnahmetarif 
für Eis in vollen Wagenladungen iſt im Gruppen⸗ und 
Wechſel verkehr der preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahnen, 
ſowie im Wechſelverkehr mit der Oldenburgiſchen Staats⸗ 
bahn und mit der Station Kempen der Breslau 
Warſchauer Eiſenbahn vom 1. Februar bis 31. De⸗ 
zember d. Js. wieder in Kraft geſetzt. 

Danzig, den 3. Februar 1899. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Bekanntmachung. 
Der konzeſſionirte Markſcheider Bruno Scholz 
hat in Beuthen O./ S. Wohnſitz genommen. 
Breslau, den 30. Januar 1899. 
Königliches Oberbergamt. 


Bekanntmachung. 
Die von dem Kreistage des Kreiſes Roſenberg 
unter dem 21. November 1898 beſchloſſene Abänderung 
des 8 6 des revidirten Statuts der Kreis⸗Sparkaſſe 
daſelbſt vom 4. September 1896 dahingehend: 
„Vom 1. April 1899 ab die ſämmtlichen 
Spareinlagen gleichmäßig zu verzinſen und den 


15) 


16) 


wird auf Grund des § 52 Abſatz 2 des Zuſtändigkeits“ 


Abſatz 2 des 8 6 des revidirten Statuts von 
4. September 1896 demgemäß zu ſtreichen.“ 


geſetzes vom 1. Auguſt 1883 hierdurch von mir beftättgk 
Danzig, den 6. Januar 1899. 
Der Ober⸗Präſident. 
Staatsminiſter. 
(L. S.) von Goßler. 
Nr. 12283/98. O. P. N 
Vorſtehende Beſtätigung des Herrn Ober⸗Präſi⸗ 
denten zu dem Beſchluſſe des Kreistages vom 21. No 

vember v. Is., betreffend die Abänderung des 8 

des revidirten Statuts der hieſigen Kreisſparkaſſe vom 

4. September 1896 bringen wir mit dem Bemerken 

zur öffentlichen Kenntniß, daß dieſe Abänderung von 

1. April d. Is. ab in Kraft tritt, und daß dieſelbe 

von dieſem Zeitpunkte ab auch für alle ſeitherigen 

Sparkaſſen⸗Intereſſenten verbindlich wird, welche nicht 

vorher ihre Einlagen gekündigt oder zurückgezogen haben: 

Roſenberg, den 18. Januar 1899. 

Der Landrath. 
Bekanntmachung. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Schlochau hal 

in ſeiner Sitzung vom 10. Dezember 1898 1 
1. die Abzweigung der von dem Beſitzer Emil 

Wolfram zu Stillort an den Königlichen Forſt 

fisfus abgetretenen Parzellen Nr. 190/79 und 

191/90 Kartenblatt 8, Artikel 5 der Grundſteuer 

Mutterrolle des Gemeindebezirks Semnitz 

Grundbuch von Adl. Hammerſtein Band 

Blatt 1 — zur Größe von 0,0968 Hektar von 

dem Gemeindebezirk Semnitz und Zulegung der 

1 55 zu dem forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Hammer 

tein, 

die Abzweigung der von dem Königlichen Forſt 

fiskus an den Beſitzer Emil Wolfram zu Stillor 

abgetretenen Parzellen 182/96, 183/89, 184/89 

186/92 und 187/92 Kartenblatt 8, Artikel 11 

der Grundſteuer⸗Mutterrolle des Gutsbezirks Abl 

Hammerſtein — Grundbuch von Stillort Band 

Blatt 14 — zur Größe von 0,4617 Hektar vol 

dem forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Adl. Hanmerftell 

und Zulegung derſelben zu dem Gemeindebezit 

Semnitz bei dem Einverſtändniſſe aller Betheiligte 

gemäß § 2 Ziffer 4 der Landgemeindeordnun 

vom 3. Juli 1891 beſchloſſen. 
Schlochau, den 16. Januar 1899. 
Der Kreis⸗Ausſchuß. 5 
Ausweiſung von Ausländern aus Def 
Reichsgebiet. | 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs. 

1. Franz Loffek, Arbeiter, geboren am 1. JA 
nuar 1869 zu Grodzisko, Bezirk Wadowice, 
lizien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen ſchwer 
Diebſtahls (2 Jahre Zuchthaus, laut Erkennt! 
vom 19. Dezember 1896), vom Königlich pre 
ßiſchen Regierungs⸗Präfidenten zu Oppeln, 
12. September v. J. 


17) 


18) 


2 


2 R 


Johann Stekowski⸗Nicze, richtig Nikiſor Bezirk Braunau, Ober⸗Oeſterreich, ortsangehörig 
Nieczajew, Knecht, geboren am 20. April 1870 zu Kaltenbach, Bezirk Prachatitz, Böhmen, wegen 
zu Berikowa, Gouvernement Kursk, Rußland, Bettelns und unbefugter Rückkehr, vom Königlich 
ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen ſchweren Dieb⸗ bayeriſchen Bezirksamt zu Laufen, vom 9. De- 
ſtahls (1 Jahr Zuchthaus, laut Erkenntniß vom zember v. J. 

8. Januar 1898), vom Königlich preußiſchen Re⸗ 19) Perſonal⸗Chronik. 
gierungs⸗Präſidenten zu Breslau, vom 16. De⸗ Perſonal⸗Veränderungen im Bezirk des 
zember v. J. Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 
Johann Theiner, Arbeiter, geb. am 29. Juli pro Monat Januar 1899. 

1857 zu Groß - Stiebnig, Bezirk Senftenberg, Ernannt: 1. die Referendare Dr. Cohnberg in 
Böhmen, ortsangehörig zu Hüttendorf, Gemeinde Graudenz, von Schaewen in Danzig, Sauße 


Groß⸗Auerſchim, Oeſterreichiſch⸗Schleſien, wegen in Elbing und Freymuth in Danzig zu Ge⸗ 
Rückfalldiebſtahls (1 Jahr 6 Monate Zuchthaus, richtsaſſeſſoren, 

laut Erkenntniß vom 15. Mai 1897), vom König. 2. die Rechtskandidaten Otto Wiechmann in 
lich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, Dom. Rehden, Richard Fiſcher in Danzig und 


vom 1. Auguſt v. J. Guſtavr Gaſt in Zoppot zu Referendaren unter 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs. Ueberweiſung an das Amtsgericht in Brieſen 

1. Rudolph Kuhar, Bäcker, geboren am 20. Fe⸗ bezw. Tiegenhof und Mewe, 
bruar 1882 zu Sarajewo, Bosnien, ortsangehörig 3. Militäranwärter, diätariſcher Gerichtsſchreiber⸗ 
zu Hl. Kreuz, Bezirk Krainburg, Krain, wegen gehülfe Bürgel aus Königsberg zum etats⸗ 
ſchweren Diebſtahls, verbotener Waffenführung mäßigen Gerichtsſchreibergehülfen beim Amts⸗ 
und Landſtreichens, vom Königlich bayeriſchen gericht in Carthaus, 

Bezirksamt zu Neuburg a. D., vom 25. No- 4. diätariſcher Gerichtsſchreibergehülfe Bartkowski 
vember v. J. in Thorn zum etatsmäßigen Gerichtsſchreiber⸗ 

2. Adalbert Vileta, Tapezierer, geb. am 22. April gehülfen beim Amtsgericht in Culm. 

1865 zu Milinov, Bezirk Pilſen, Böhmen, orts⸗Verſetzt: 1. Amtsrichter Dr. Graeber in Graudenz 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom an das Amtsgericht I in Berlin, 

Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Pfarrkirchen. 2. die Gerichtsaſſeſſoren Schulz in Graudenz und 
vom 29. November v. J. Dr. Petſchow in Danzig in den Bezirk des 

3. Anton Bronnkand, Maurer, geboren am Oberlandesgerichts Königsberg bezw. Poſen, 

4. Januar 1845 zu Colmar, Ober Elſaß, fran. 3. Gerichtsdiener Meißner in Danzig an das 
zöſiſcher Staatsangehöriger, wegen Diebſtahls und Amtsgericht Strasburg Wpr., 

Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu) 4. Gefangenaufſeher Meißner in Graudenz als 
Colmar, vom 8. Dezember v. J. Gerichtsdiener an das Amtsgericht Danzig, 

4. Alois Dolezel, Weber, geboren am 20. Juni 5. diätariſcher Gerichtsſchreibergehülfeund Dolmetſcher 
1863 zu Proßnitz, Mähren, öſterreichiſcher Staats- Wojciechowski in Strasburg an das Amts⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens und Bettelns, gericht Thorn. 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten Zugelaſſen: Gerichtsaſſeſſor Menard in Berent Wpr. 
zu Breslau, vom 6. Januar d. J. zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Amtsgerichte 

5. Joſeph Lewec (Levec), Müller, geboren am daſelbſt. 

2. Februar 1864 zu Unterhaid, Bezirk Kaplitz, Verliehen: 1. dem Oberlandesgerichts⸗Sekretär, Kanzlei⸗ 
Böhmen, ortsangehörig zu Schüttenhofen, Böhmen, rath Sültz in Marienwerder der Kronenorden 
Beben Landſtreichens, Bettelns, groben Unfugs, 3. Klaſſe, 

1 Aufenthaltsverbots, vom Stadtmagiſtrat 2. dem Gerichtsſchreiber und Dolmetſcher v. Stud⸗ 

6. Karl S Bayern, vom 14. Dezember v. J. zienski in Stuhm der Charakter als Kanzleirath, 

5 Hindler, Tuchmachergeſelle, geboren 3. dem Gefängnißoberaufſeher Lenski in Danzig 
im September 1852 zu Neutitſchein, Mähren, und den Gerichtsdienern Schulz und Fieſeler 
ortsangehorig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens in Thorn, Neumann in Roſenberg Wpr. das 
und Bettelns, vom Königlich preußiſchen Re⸗ Allgemeine Ehrenzeichen. 
gierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 6. De⸗ Ausgeſchieden: Referendar Carl Scheda aus Thorn. 

„ ‚jember v. J. Verſtorben: 1. Amtsrichter Mellien in Konitz, 

7. Katharina Stadler, Tagelöhnerin, Wittwe, 2. Gerichtsaſſeſſar Klein in Culm, 
geboren im Jahre 1858 zu Neugebäu, Bezirk 3. Gerichtsſekretär und Dolmetſcher Derra in 
Prachatitz, Böhmen, öſterreichiſche Staatsange⸗ Carthaus. 

Hörige, wegen Bettelns, vom Königlich bayeriſchen Der Bürgermeiſter Buchhorn iſt zum Amts⸗ 

8 Bezirksamt zu Laufen, vom 9. Dezember v. J. anwalt bei dem Amtsgerichte in Neuenburg ernannt 


Maria Stadler, Waſſerbauarbeiterin, ledig, worden. 


geboren am 1. Juni 1881 zu Hochburg⸗Ach, Im Kreiſe Marienwerder iſt der Rittergutsbeſitzer 
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von Mentz zu Kl. Bandtken zum Stellvertreter im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin 
des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Kl. Ottlau thätig zu fein. 
ernannt. Dem Fräulein Angelika Hu in Rabenhorſt, 

Int Kreiſe Marienwerder iſt der Grundbeſitzer Kreis Brieſen, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Karl Reſchke zu Rospitz zum Amtsvorſteher für den Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 
Amtsbezirk Ellerwalde ernannt. Dem Fräulein Margarete Lipp in Drzonowko, 

In Kreiſe Marienwerder ift der Ober⸗Inſpektor Kreis Culm, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Adolf Dreyer zu Neubörfhen zum Amtsvorſteher Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu fein. 
für den Amtsbezirk Neudörfchen ernannt. 20) 8 Erledigte Schulſtellen. 

ar N Die Haupt⸗Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu 

Die durch Verſetzung des Förſters Lange erledigte : 3 
Förſterſtelle Quaſt, in N: Oberförfterei Schloppe, a Kreis Briefen, wird zum 1. April d. Js. 
vom 1. April 1899 ab dem Förſter Klein, bisher x b 2 
in der Oberförſterei Oſche, definitiv übertragen. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 

Die durch Verſetzung des Förſters Klein erledigte dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Foörſterſtelle zu Adlershorſt, in der Oberförsterei Oſche, ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
iſt vom 1. April 1899 ab dem Förſter Lange, bisher Herrn a a en zu 1 Bild⸗ 
in der Oberförſterei Schloppe, definitiv übertragen. ſchö b in e 8 He olks⸗Schule zu 5 

In den Ruheſtand tritt der Poſtaſſiſtent Arndt on Or h er I f N 
in Konitz Weſtpr. ehrer evangeliſcher Konfeſ ion, welche ſich um 

Dem Seminar⸗Oberlehrer Paul Leſſel in dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Berent ift die erledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Kirche zu Kamin im Kreiſe Flatow verliehen worden. Herrn 555 Thunert zu Culmſee zu melden. 

Dem Privatlehrer Paul Lützow in Koſſowo, Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Vorſchloß 
e 0 die Erlaubniß ertheilt, im dieffeitigen 5 Kreis Stuhm, wird zum 1. April d. Je. 
Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thäti in. 0 A 8 

a Dent 9520 RX a ch N . Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche fih um 
haus Kelpinerbrück, Kreis Tuchel, iſt die Erlaubniß dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ertheilt, im bieffeitigen Bezirk als Hauslehrer und|tprer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpettor 
Erzieher thätig zu fein. Herrn Schulrath Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 

Dem Fräulein Hedwig Günther in Budiſch, . Eine Lehrerſtelle an der Knaben⸗Schule zu Culnt, 
nne, ""*" grhrer- Fakkoliiher Ronfefn,” weite I. um 
e eee und Erziehern m su an dieſelbe bewerben wollen, haben fi, unter Einſendung 

Dem Fräulein Bertha Rahnenführer in ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Sandhuben, Kreis Stuhm, iſt die Erlaubniß ertheilt, Herrn Albrecht in Culm zu melden. 
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